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         Ittigen, 7. Juni 2017 
Worblentalstrasse 32, 3063 Ittigen / Bern 
Tel. 031 924 11 00 
E-Mail: info@ssr-csa.ch 

 

 

 
An das  
Bundesamt für Sozialversicherungen 
Direktionsstab, Herrn Pascal Coullery 
Effingerstr. 20   
3003 Bern 
 
 
per Mail an:   
pascal.coullery@bsv.admin.ch 
 
(je in Word und PDF) 
 
 
 

Stellungnahme des Schweizerischen Seniorenrates (SSR) zur Vernehmlassungsvorlage 
„Modernisierung der Aufsicht in der 1. Säule und Optimierung in der 2. Säule der Alters-, 
Hinterlassenen- und Invalidenvorsorge“ 

 
 
Sehr geehrter Herr Bundesrat Berset 
Sehr geehrte Damen und Herren 
 
 
Der Schweizerische Seniorenrat (SSR) bedankt sich für die Einladung zur Stellungnahme 
zur Vernehmlassungsvorlage „Modernisierung der Aufsicht in der 1. Säule und Optimierung 
in der 2. Säule der Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenvorsorge“ und äussert sich wie folgt. 
 
  
A.  Einleitung 
 
Die Aufsicht über die Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHV), über die Ergänzungs-
leistungen (EL), die Erwerbsersatzordnung (EO) und die Familienzulagen in der Landwirt-
schaft soll modernisiert werden. Dies soll über eine risiko- und wirkungsorientierte Aufsicht 
analog zur Invalidenversicherung (IV) sowie über eine gestärkte Governance in der 1. Säule 
erfolgen. Zudem ist vorgesehen, die Steuerung der Informationssysteme und die Aufsicht der 
2. Säule zu optimieren. 
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B.  Ad  „Modernisierung der Aufsicht in der 1. und Optimierung in der 2. Säule“ 

 
 
Der SSR unterstützt das Ziel, die Aufsicht in der 1. Säule inskünftig nicht mehr rückblickend, 
sondern vorausschauend und risikoorientiert zu gestalten und steuernd einzugreifen. Das 
Aufsichtsmodell soll, unter Berücksichtigung der Besonderheiten, auch in der EO, in den 
Ergänzungsleistungen und in den Familienzulagen Landwirtschaft Anwendung finden.  
 
Eine Modernisierung der Aufsicht ist nötig, um die Stabilität des Vorsorgesystems weiterhin 
zu garantieren. Zur Umsetzung müssen die Durchführungsstellen (kantonale Ausgleichs-
kassen) moderne Steuerungssysteme einführen und von den Aufsichtskommissionen und  
Revisionsstellen überprüft werden.  
 
Der SSR begrüsst, dass Unabhängigkeit der Durchführungsstellen, Integrität der 
Verantwortlichen und Transparenz der Buchführung eingefordert werden. Der Grundsatz der 
„Good Governance“ wird zur Pflicht gemacht. 
 
Der SSR unterstützt, dass dem Bundesrat die Verordnungskompetenz erteilt wird, den 
Datenaustausch und die fachtechnischen Materien zu regeln, um nach dem jeweiligen Stand 
flexibel reagieren zu können. 
Antrag 
Dem Datenschutz ist grosse Aufmerksamkeit zu schenken. 
 
Der SSR begrüsst, dass in der 2. Säule – in Ergänzung zur Strukturreform 2012 - punktuell 
eine Optimierung erfolgt.  
Es ist nötig und zielführend, dass Vorsorgeeinrichtungen bei Neueintritten bei der 
Zentralstelle 2. Säule nachfragen müssen, ob Freizügigkeitsguthaben vorhanden sind. Die 
Eigenverantwortung greift hier offensichtlich zu wenig, denn im Jahr 2016 lagen dort rund 3 
Mia Franken an nicht abgeholten Guthaben. 
 
Ebenso ist zu begrüssen, dass vor der Übernahme neuer Rentnerbestände abgeklärt 
werden muss, ob genügend Rückstellungen für das Langlebigkeitsrisiko bestehen und ein 
risikoloser Zinssatz verwendet wird. Auch dass vor der Übernahme bei der Aufsichtsbehörde 
die Genehmigung eingeholt werden muss. 
Kritik: Dass Pensionierte keinen Einsitz in den Stiftungsräten der Pensionskassen haben, 
wirkt sich auch hier negativ aus. Sie können nicht mitreden, es wird einfach über sie verfügt. 
Antrag 
Eine zu grosse Bürokratie ist zu vermeiden. 
 

 
 
C.   Bemerkungen zu den einzelnen Bestimmungen  
 
 
1.  Bundesgesetz über die Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHVG) 
 
 
Ad Art. 49 bis 
Zustimmung:  dass die Aufsichtsbehörde Mindeststandards erlässt für ein 
gesamtschweizerisches Informationssystem zum Datenaustausch. 
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Ad Art. 49ter 
Zustimmung:  dass der Bundesrat den elektronischen Datenaustausch zwischen den 
Durchführungsstellen regelt. 
Zustimmung: dass der Datenaustausch zwischen den Durchführungsstellen und Dritten nur 
dann statthaft ist, wenn ein Bundesgesetz dies vorsieht. 
Antrag:  Dem Datenschutz ist grosse Aufmerksamkeit zu schenken.  
 
Ad  Art. 61 Abs. 1, 1bis und 2 Bst. c, f und g 
Zustimmung: dass jeder Kanton eine kantonale Ausgleichskasse als selbständige kantonale 
öffentlich-rechtliche Anstalt installieren und eine Aufsichtskommission einrichten muss. 
 
Ad  Art. 66 
Zustimmung: zum Risiko- und Qualitätsmanagement und zum internen Kontrollsystem der 
Ausgleichskassen.  
 
Ad  Art. 66a und 67 
Zustimmung: zur Festlegung der Grundsätze der Geschäftsführung, der Integrität deren 
Leitung sowie der Verpflichtung zur Transparenz bei der Rechnungslegung.   
 
Ad  Art. 72, 72a und 72b 

Zustimmung: dass der Bundesrat eine Aufsichtsbehörde bestimmt, welche den Vollzug des 
AHVG überwacht und steuert.  
Zustimmung: dass die Aufgaben und die Massnahmen der Aufsichtsbehörde detailliert 
geregelt werden. 
 
 
2.  Bundesgesetz über die Invalidenversicherung 
 
Ad  Art. 66 erster Satz 
Zustimmung: dass die Durchführung des IVG gleich gehandhabt wird wie bei der AHV, 
solange das IVG nichts Abweichendes bestimmt.  
 
 
3.  Bundesgesetz über die berufliche Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenvorsorge 
 
Ad  Art. 52e Abs. 1 - 6 
Zustimmung: zur Regelung der Aufgaben der Experten für berufliche Vorsorge. 
 
Ad   Art. 53ebis 
Zustimmung:  u den Vorschriften für die Übernahme von Rentnerbeständen. Die Vorsichts-
massnahmen sind gerechtfertigt.  
Kritik: Dass Pensionierte keinen Einsitz in den Stiftungsräten der Pensionskassen haben, 
wirkt sich auch hier negativ aus. Sie können nicht mitreden, es wird einfach über sie verfügt. 
Antrag: Eine zu grosse Bürokratie gilt es zu vermeiden. 
 
 
4.  Bundesgesetz über die Freizügigkeit in der beruflichen Alters-, Hinterlassenen- und 
Invalidenvorsorge 
 
Ad  Art. 11 Abs. 3 
Zustimmung: dass die Vorsorgeeinrichtung bei einem Neueintritt bei der Zentralstelle nach 
allfälligen Freizügigkeitsguthaben nachfragen muss, denn die Eigenverantwortung greift hier 
offensichtlich zu wenig.  
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5.  Übrige Gesetzesbestimmungen der Vernehmlassungsvorlage 
 
Keine Bemerkungen 
 
 
D.   Schlussbemerkungen 
 
Wir hoffen, Ihnen mit diesen Angaben dienen zu können und stehen Ihnen gerne für Fragen 
zur Verfügung. Wenden Sie sich bitte direkt an den Präsidenten unserer Kommission 
„Soziale Sicherheit“, Herrn RA Josef Bühler, Schweizerischer Seniorenrat,  
Worblentalstrasse 32, 3063 Ittigen / Bern 
 
 
 
 
Mit freundlichen Grüssen 
 
Schweizerischer Seniorenrat 

  
Roland Grunder Michel Pillonel 
Co-Präsident  Co-Präsident 
 
 
 
 
Geht an: 
-  Vasos 
-  SVS 
 
z.K. an:  
- Pro Senectute 
- Pro Infirmis 
- Vorsorgeforum 2. Säule,  
- Schweizer Personalvorsorge 
- Vorsorgeforum 2. Säule 
- ASIP 

 



1 

 

 

Vernehmlassung Revision AHVG (Modernisierung 
Aufsicht 1. Säule und Optimierung 2. Säule) 

1. Ausgangslage 
Die Aufsicht über die AHV, die Ergänzungsleistungen, die Erwerbsersatzordnung und 
die Familienzulagen in der Landwirtschaft soll modernisiert werden. Die Aufsicht über 
die 2. Säule wird nur punktuell angepasst. Die Aufsicht über die Durchführung der 
Sozialversicherung der 1. Säule ist seit der Einführung der AHV 1948 in ihren 
Grundzügen unverändert geblieben. Eine Modernisierung ist notwendig, um die 
Stabilität unseres Vorsorgesystems zu garantieren. Die eidgenössische Finanzkontrolle 
hat ebenfalls entsprechende Anpassungen gefordert. 

Die Gesetzesvorlage sieht bei der 1. Säule drei Hauptmassnahmen vor: 

1. Moderne und steuernde Aufsicht in der 1. Säule 
Einführung eines vorausschauenden, Risikoorientierens und steuernden anstelle einer 
rückblickenden Aufsicht – analog IV 

2. Stärkung der Governance 
Grundsätze der Good Governance werden im Gesetz verankert. Das heisst es werden 
Vorschriften in Bezug auf die Unabhängigkeit der Durchführungsstellen und die 
Integrität der verantwortlichen Personen und die Transparenz der Buchführung 
aufgenommen. 

3. Informationssysteme stärker standardisieren 
Der Bundesrat soll die Kompetenz erhalten, den Datenaustausch in den 
Informationssystemen der 1. Säule zu regeln, die kantonalen Ausgleichskassen 
werden verpflichtet sich an gesamtschweizerische Standards zu halten, damit der 
Informationsaustausch besser funktioniert. 

In der 2. Säule gibt es nach Ansicht des Bundesrats ebenfalls Handlungsbedarf. 
Unter anderem möchte er die Aufgaben der Experten präzisieren oder Mitglieder 
kantonaler Regierungen von der regionalen Aufsichtsbehörde ausschliessen, um 
deren Unabhängigkeit sicherzustellen. Auch die Bedingungen für die Übernahme von 
Rentnerbeständen sollen verschärft werden. 

2. Stellungnahme SVS  
Der SVS unterstützt die Gesetzesvorlage, sie bringt in der ersten Säule Transparenz 
und Sicherheit. Die drei Hauptmassnahmen sind für ein funktionierendes Sozialwerk 
unabdingbar. Bei der Standardisierung der Informationssysteme muss allerdings dem 
Datenschutz ein grosses Gewicht beigemessen werden. Die totale Vernetzung 
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zwischen den Informationssystemen der IV und der 1. Säule, vernetzt mit den 
Kantonen kann zum „gläsernen Bürger“ führen, was nicht das Ziel sein kann. 
Anderseits ist für die Kantonalen Ausgleichskassen einheitliche Informatik von Vorteil, 
dies führt letztlich zu Kosteneinsparungen bei der Beschaffung der entsprechenden 
Informatik. 

Verbesserungs- und Präzisierungsbedarf sieht der SVS bei den Bestimmungen zur 2. 
Säule. Die vielen „Kann“ – Formulierungen sind zu wenig präzise und geben den 
Vororgeeinrichtungen immer noch zu viel Spielraum. Insbesondere müssen die 
Aufgaben der Pensionskassenkommissionen der einzelnen Vorsorgeeinrichtungen 
klarer geregelt werden. Mitglieder solcher Vorsorgekommissionen müssen geschult 
und klar informiert werden. Insbesondere bei Sammelstiftungen ist heute die Aufsicht 
der einzelnen Vorsorgeeinrichtungen mangelhaft, da oft das Wissen über die 
komplexe Materie fehlt. 

 

Grenchen, 5. Juli 2017 
Schweizerischer Verband für 
Seniorenfragen 
 
Lukas Bäumle, Vorstandsmitglied 
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